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Sachverhalt 
Die VPI Flexkraft GmbH, Berlin hat eine Bauvoranfrage zur Errichtung einer 
Batteriespeicheranlage mit einer Speicherleistung von 102 MW, bestehend aus 54 
Batteriespeichern und 27 Trafostationen auf dem Flurstück 28, Flur 2, Gemarkung 
Siedenbrünzow gestellt.  
 
Die Gemeinde wurde um das gemeindliche Einvernehmen gem. § 36 Baugesetzbauch 
(BauGB) gebeten. Über die Zulässigkeit des Vorhabens wird im Einvernehmen mit der 
Gemeinde entschieden. Grundsätzlich stellt diese Bauvoranfrage eine wichtige 
Angelegenheit der Gemeinde dar, über die die Gemeindevertretung zu befinden hat. 
Der Bürgermeister hat das Einvernehmen zunächst aus Fristgründen versagt, da die 
Versagung nur innerhalb von 2 Monaten möglich war (Frist 24.12.2024). Eine 
Fristverlängerung ist nicht zulässig. Sollte die Gemeindevertretung eine andere 
Entscheidung treffen, könnte das Einvernehmen nachträglich erteilt werden. 
 
Das angefragte Baugrundstück (westlich des Weges zum Umspannwerk) liegt weder im 
Geltungsbereich des sachlichen Teil-Flächennutzungsplanes „Wind“ noch des 
Bebauungsplanes Nr. 3 „Windpark Siedenbrünzow“, aber im Geltungsbereich des in 
Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes Nr. 8 „Gewerbe am Umspannwerk“. Verbindliche 
Bauleitplanung (Bebauungsplan) gibt es für diesen Bereich also noch nicht.  
 
Das Baugrundstück ist dem Außenbereich zuzuordnen. Die Bebaubarkeit richtet sich nach 
§35 BauGB. Das Einvernehmen der Gemeinde kann sich gem. §36 BauGB nur aus den sich 
aus §35 BauGB ergebenen Gründen versagt werden. 
 
Nach § 35 Abs. 1 Nr. 1 – 9 BauGB privilegierte Vorhaben sind nur zulässig, wenn öffentliche 
Belange nicht entgegenstehen und die Erschließung gesichert ist.  
Die Erschließung für das Grundstück ist gesichert.  



Fraglich ist jedoch, ob es sich um ein privilegiertes Vorhaben handelt. In Betracht käme hier 
lediglich ein Vorhaben, das der öffentlichen Versorgung mit Elektrizität dient, (§ 35 Abs. 1 Nr. 
3 BauGB). 
Vorhaben der öffentlichen Versorgung mit Elektrizität beziehen sich auf die Erzeugung und 
den Transport der entsprechenden Güter dienenden Einrichtungen. Dazu zählen z.B. 
Überlandleitungen und Hochspannungsmasten, Umspannwerke, und -stationen, Schalt- und 
Regelanlagen. Auch Kraftwerke zur Erzeugung von Energie gehören begrifflich dazu 
(BauGB-Kommentar Ernst-Zinkahn-Bielenberg, Rdnr. 52 zu §35). Die Speicherung von 
Elektrizität gehört explizit nicht dazu. Nach Rücksprache mit dem LK wird diese Auffassung 
auch dort vertreten. 
(Nach einem Entwurf der BauGB-Novelle sollen Energiespeichersysteme zukünftig bis zu 
einer bestimmten Größe (max. 50.000m² Grundfläche, max. 200.000m²/Gemeinde) 
privilegiert errichtet werden können. Ob und wann eine derartige gesetzliche Regelung im 
BauGB in Kraft tritt, ist jedoch offen. Ohne eine Flächenbegrenzung könnte eine Vielzahl 
derartiger Anlagen ungesteuert auf dem Gemeindegebiet errichtet werden. Das spricht 
ebenfalls gegen eine Privilegierung). 
 
Eine Privilegierung nach § 35 Abs. 1 kommt daher derzeit nicht in Betracht. 
 
In Betracht käme dann nur noch der Sonderfall des § 35 Abs. 2 BauGB. Danach können 
sonstige Vorhaben im Einzelfall zugelassen werden, wenn ihre Ausführung öffentliche 
Belange nicht beeinträchtigt und die Erschließung gesichert ist („Auffangregelung“). Nach 
ständiger Rechtsprechung des BVerwG unterliegen nicht bevorrechtigte Vorhaben, die 
öffentliche Belange nicht beeinträchtigen, nicht dem Ermessen; auf ihre Zulassung besteht 
vielmehr ein Rechtsanspruch. 
 
Ob und inwieweit eine Beeinträchtigung öffentlicher Belange vorliegt, ergibt sich 
insbesondere aus der Anwendung des § 35 Abs. 3 BauGB. Öffentliche Belange stehen den 
Vorhaben u.a. dann entgegenstehen, wenn sie beispielsweise den Darstellungen des 
Flächennutzungsplanes oder den Belangen des Naturschutzes widersprechen, schädliche 
Umwelteinwirkungen hervorrufen können oder die natürliche Eigenart der Landschaft 
beeinträchtigen. 
 
In Betracht kommt hier insbesondere eine Beeinträchtigung der natürlichen Eigenart der 
Landschaft. Die natürliche Eigenart der Landschaft wird geprägt von der naturgegebenen Art 
der Bodennutzung. Eine wesensfremde Bebauung des Außenbereichs soll verhindert 
werden. Aus diesem Grunde sind zumeist Vorhaben mit anderer als land- und 
forstwirtschaftlicher Zweckbestimmung unzulässig. Dies gilt insbesondere auch für 
gewerbliche Vorhaben. 
Die hier beantragte Batteriespeicheranlage stellt ein solches gewerbliches Vorhaben dar. 
Aus diesem Grunde dürfte das Vorhaben somit auch nicht nach §35 Abs. 2 BauGB zulässig 
sein. 
 
Die Gemeinde könnte ihr Einvernehmen demzufolge entsprechend § 36 Abs. 2 S. 1 BauGB 
versagen. 
 
Sofern die Gemeinde dem Vorhaben positiv gegenübersteht, könnte die Aufstellung eines 
Bebauungsplanes in Betracht gezogen werden, wie es für zwei weitere Vorhaben beantragt 
wurde (vgl. Vorlagen Nr. 10 und 11).  
Möglicherweise wird zukünftig eine Privilegierung durch Änderung des BauGB vorgesehen. 
 
 
Beschlussvorschlag 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Siedenbrünzow hält an der Versagung des 
gemeindlichen Einvernehmens zur Bauvoranfrage zur Errichtung einer 
Batteriespeicheranlage auf dem Flurstück 28, Flur 2, Gemarkung Siedenbrünzow fest. 
 
(oder alternativ: 



Die Gemeindevertretung der Gemeinde Siedenbrünzow erteilt das gemeindliche 
Einvernehmen zur Bauvoranfrage zur Errichtung einer Batteriespeicheranlage auf dem 
Flurstück 28, Flur 2, Gemarkung Siedenbrünzow.)  
 
Finanzielle Auswirkungen 
keine. 
 
Anlage/n 

1 Bauvoranfrage  ( öffentlich ) 
 

 



Anlage 1

Solts I

Zukeffendes bltte ankreuzen El bzw. ausfüllenl

Elne Baulast zu Gunsten d6s
Baugrundst0cks lst elngetragen.

Eaugrundstüok: PLZ, Ort, Straße,
Zum Umspannwerk 1

17 1-11- Siedenbrtinzow

Entwurfsverfasser: Name und Anschrift
BPM Ingenieurgesellschaft mbH
Herr Burkhard Schuldt
Erich Schlesinger-Straße 25
18059 Rostock

Verbeter des Bauherm: Name und (S 53 Abs, 2 LBauO M-V) Telefon r

VPI FlexKraft GmbH
Herr Max Goretzko
Kurfürstendamm J.36, 1071-L Berlin

Bauherr/Antragsteller: Name und Anschrift

Ip X neln

lst dor Bauhorr crundst0ckselgentümer?

n An dle Gemelnde (nur bei Vorlágo ln der Gonohmlgungsfrelstellung)

An dle untere Bauaufslchtsbehörde

Eine Baulast zu Lasten des
Baugrundst0cks lst eingetragen.

28

2
Flur/en

qemarKung/en

Sledenbrünzow

n eor.erur.t Abs.2 Nr.2

s6s

Abs.'l

lst nlchtArchlt6kt Bauvorlageberechtlgung
erforderllch

elner
Rechts

lnnonarchitokt

Abs.2 Nr. 3 Abs. 2 Nr.4

des
bauvorlâg€bor€chtlgter
lngenlout

b, schuldtGbpm-
ingeníeure. de

Telefon t
0381 3696748L

E-Mall *

mgoretzkoGvpi-i. com

Telefon *

0047 458 62 s96

c:t /zoLV /t(o

Aktenzolchen

Elngangsvermerk der Gemelnde

21.¿c zt

Aktenzolchen

Elngangsvermerk der unleren Bauauf¡lchtsbehðiãã-

* Angaben slnd frelwllllg



S€lte 2

siéhe Anschrelben
- Besteht filr einen Bauantrag Genehmigungsfähigkeít,?
- Ist das Vorhaben in Sínne des S35 BaUGB privilegíert?
- frlelche Unterlagen slnd mit einem Bauantrag einzureichen?

Bescheld vom Aktenzelchen

Batteriespelcheran lage

Beseitigung elnes in dle Denk
malllste elngetrag€nen Denk-
mals

X trteuUau, Eru€itêrung

Anderung, z.B. Umbau

NuÞungsänderung

Das Vorhaben liegt im Geltungsboreich eines Bebauungsplanes l.S,d.
S 30 Abs, 1 oder der SS 12, 30 Abs. 2 BaUGB

Begründung (ggf. auf gesondortem Blatt beifügen)

Begründung (ggf. auf gesondertem Blatt belfûçn)

Begr0ndung (ggf. auf ausgesondertem Blatt belfûgen)



Seite 3

Die fi¡r die Entsche¡dung über lhren Antrag erforderl¡che Verarbeitung von personenbezogenen Daten erfolgt gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e der
Verordnung (EU) 2016/679 (Datenschutz-Grundverordnung) in Verbindung mit S 4 des LandesdatenschuÞgesetzes (DSG M-V). Eine Übermitttung lhrer
personenbezogenen Daten an Dr¡tte erfolgt nur dann, wenn Sie ausdrücklich elngewllligt haben oder wenn die zuständige Behörde gesetzlich oder
aufgrund einer gerichtlichen Entscheidung dazu berechtigt oder verpflichtet ist. Gesetzliche Verpflichtungen bestehen z.B. fi¡r die Übermlttlung an
Gemeinden, kommunale Behörden oder Landesbehörden. Nachbarn werden unter den Voraussetzungen des $ 70 LBauO M-V beteiligl.

Ferner werden lhre personenbezogenen Daten an andere Behörden oder Stellen überm¡ttelt, wenn d¡ese d¡e Daten zur Erfi¡llung ihrer geseÞlichen
Aufgaben benÖtigen. Regelm¿iß¡g erfolgt daher diê Übemittlung an das zuständige Finanzamt ($ 29 BewertungsgeseÞ), die Bauberufsgenossenschaft
($ 195 Absatz 3 SGB Vll), das Statistische Amt (S 6 Hochbaustat¡stikgesetz), erforderlichenfalls an die Vermessungs- und ceo¡nformationsbehörden
(S 6 Absatr 2 Geoinformal¡ons- und Vermessungsgesetz), an die Gemeinde (g 72 Absatz 6 LBauO M-V) sowie an die Stellen zur 8ekämpfung von
Schwazarbeit (S 72 Absatz 10 LBaUO M-V).

Zuständig für den Vollzug der Verfahren nach der LBauO M-V sind die unteren Bauaufsichtsbehörden. Die bei dem beantragten Verfahren erhobenen
personenbezogenen Daten werden durch die örtlich zust¿lnd¡gen Behörden verarbe¡tet. Diese sind verantwortl¡ch im Sinne des Artikels 4 Absatz 7 der
Dãtenschutz-Grundverordnung und wêrden bei Antragstellung die elorderlichen datenschulzrechtlichen lnformationen gemäß Artikel 13 der
Datenschutz-Grundverordnung bere¡tstellen.

5. Hinweise zum DatenschuE

Kassel, 02.10.2024
Ort, Datum

///
U n terschrift Bauhenruertreter

6. Anlagen

BPM
lngenieurgesellschaft mbH
Büro RostocF---) -,'- /7 /

2 
^ 

[ o, tt, Tä6P,ip,B:f 
e r Tâf ,'zW7c

Ort, Datum Unterschrift Entwurfsverfasser

1.

2.

3.

4.

5.

6.

7.

L

o

10.

11.

'12.

13.

14.

15.

16.

17.

- fach

- fach

- fach

- fach

- fach

- fach

- fach

- fach

- fâch

fach

fach

- fach

- fach

- fach

- fach

- fach

- fach

Auszug aus der amtlichen Liegenschãftskarte (S 7 Abs. 1 BauVorlVO M-V)

Lageplan (S 7 BauVorlVO M-V)

Bauzeichnungen (S I BauVorlVO M-V)

Baubeschreibung auf amtlichemVordruck (S 9 BauVorlVO M-V)

Baubeschreibung - ergånzende Beschreibung zu einem land- oder forstwirtschaftlichen Bauvorhaben
auf amtlichem Vordruck (g 9 BauVodVO M-V)

Baubeschreibung - ergänzende Beschreibung zu einem gewerblichen Bauvorhaben auf
amtlichem Vordruck ($ I BauVorlVO M-V)

Standsicherheitsnachweis - nur vorzulegen bei Vorhaben entsprechend S 66 Abs. 3 Satz 1 LBauO M-V
($ 10 BauVorlVO M-V)

flw¡rd nachgère¡cht

Erklärung des Trawerksplaners, dass der Slandsicherheitsnachwe¡s be¡ Vorhaben entsprechend $ 66 Abs. 3 SaÞ 1

Halbsatr 1 Nr. 2 LBaUO M-V (Kriter¡enkatalog) nicht bauaufsichtlich geprüft werden muss (S 14 Abs. 2 BauVorlVO M-V)

nachgersicht, spälestens mit der Baubeginnanzeigo

Erklärun9, dass der Slandsicherheitsnachweis bei Vorhaben entsprechend $ 6ô Abs. 2 Satz I LBauO M-V erstellt wurde -
vorzulegen durch den Ersteller des Standsicherheitsnachweises ($ 14 Abs. 1 BauVorlVO M-V)

flwird nachgereicht, spätðstens mit der Baubeginnanzeige

Brandschutznachwe¡s - nur vorzulegen bei Vorhaben entsprschend $ 66 Abs. 3 Satz 2 LBauO M-V
(S 11 BauVorlVO M-V)

Erklärung, dass der Brandschutznachweis bei Vorhaben entsprechend $ 66 Abs. 2 SaÞ 3 LBauO M-V erstellt wurde
- vorzulegen durch den Ersteller des BrandschuÞnachweises (S 14 Abs. 1 BauVorlVO M-V)

flw¡rd nachgereichl., spåtestens mit der Baubeg¡nnanze¡9e

Berechnung des Maßes der baulichen Nulzung
- nur bei Vorhaben im GelhJngsbereich eines Bebauungsplanes, der Festsetzungen darûber enthált

Ermittlung des Brutto-Raum¡nhaltes nach DIN 277 - vorzulegen nur be¡ Gebáuden

Ermittlung der anrechenbaren Bauwerte (S I BauVorlVO i.V.m. g 2 BauGebVO M-V)

Vsrtreteruollmâcht

Erhebungsbogên h¡r Baustatist¡k

Vergleichsberechnung zur Prûfung der wirtschaftl¡chen ZumutbarkeiUunzumutbarke¡t (S ô DSchG M-V)
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Vorhabensbeschreibung Batteriespeicheranlage Siedenbrünzow

l. Das Vorhaben

Die VPI FlexKraft GmbH errichtet und betreibt Batteriespeicheranlagen unterschiedlicher Größe. Die in
Siedenbrünzow geplante Anlage wird über eine Speicher-Leistung von ca. 102 MW verfügen und besteht aus
54 Batterie-Speichern und 27 Trafostationen.

Abb. 1.1: Layout Batteriespeicheranlage

VPI FlexKraft GmþH, Kurf¡¡rstendamm 136, 10711 Berlin
Amtsgericht Hamburg I HRB 187451 | Geschäñsfûhrer: Dr. Theodor Borsche, Jonathan Brlggs, Mart¡n Popp
E: tborsche@vpi-i .c.om lli +47 4747 2512
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Abb. 1.3: Lage der Projektflilche (Übersicht)

VPI

Abb. 1.4: Lage der Projektfläche (Detail), Gemarkung: Siedenbrünzow. Flur 2. Flurstück 28

vrr rrexKfan GmbH, Kurfürstendamm 136, I Uirl l tserltn

Amtsgericht Hamburg I HRB 187451 | Geschãftsführer: Dr. Theodor Borsche, Jonathan Briggs, Martin Popp
E: tborsche@vpi-i.comll: +47 4747 2512
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Antragstellerin ist die VPI FlexKraft GmbH mit Sitz in Berlin. Ansprechpartner (deutschsprachig) der
Antragstellerin ist

Herr Max Goretzko
Tel: +47 458 62 596
Email : mgoretzko@vpi-i.com

Die VPI Flexkraft GmbH wird untersttitzt durch das Planungsbüro BPM lngenieurgesellschaft mbH (www.bpm-
gruppe.de), welches in Mecklenburg-Vorpommern Büros in Rostock und Neubrandenburg unterhält. BPM
steht für Nachfragen zur Verfügung, Ansprechpartner bei BPM ist

Herr Burkhard Schuldt
Tel: +49 381 367 67481
Mobil: +49 17'l 904 27 08
E-Mail : b.schuldt@bpm-ingenieure.de

2. Flächenverfügbarkeit

Für das Plangebiet mit einer Gesamtfläche von t ha wurde ein Options-Pachtvertrag mit dem ortsansässigen
Eigentümer,

. Heinz Meynert, (Zum Umspannwerk 1,17'111 Siedenbrünzow)

geschlossen.

3. Netzanschluss

Strombezug und -einspeisung ist über einen in unmittelbarer Nähe befindlichen Netzanschlusspunkt der Edis
geplant, eine Anschlusszusage der Edis liegt vor.

4. Privilegierung nach $35 BauGB

Nach Auskunft des Wirtschaftsministeriums Mecklenburg-Vorpommern vom 13.09.2024 sind
Batteriespeicheranlagen nach hiesiger Auffassung für die öffentliche Versorgung mit Elektrizität netzdienlich,
da sie überschüssigen Strom insbesondere aus Photovoltaik und Windkraftanlagen aufnehmen und bei
erhöhter Nachfrage wieder in das Stromnetz einspeisen und gelten daher nach 935 BauGB privilegiert, wenn
sie folgende Voraussetzungen erfüllen:

Die Anlage muss einen spezifischen Standortbezug aufirueisen

Dieser sei bei den Energieanlagen der öffentlichen Versorgung vor allem insoweit gegeben, als sie
leitungsgebunden sind; denn insoweit könnte ohne Berührung des Außenbereichs die den
Versorgungsunternehmen obliegende umfassende Versorgungsaufgabe nicht erfüllt werden.

a

Diesen spezifischen Standortbezug erfüllt die geplante Anlage, aufgrund folgender Kriterien

Der Netzanschlusspunkt der EDIS beflndet sich in unmittelbarer Nähe zur Anlage. (<1 km)

a

a

VPI FlexKran GmbH, Kurft¡rstendamm 136, 10711 Berlin
Amtsgericht Hamburg I HRB 187451 | Geschäftsführer: Dr. Theodor Borsche, Jonathan Brlggs, Mârtin Popp
E: tborsche@vpi-i.com I T : +47 4747 2512



VPI Anlage 2

Der NeÞanschlusspunkt wurde von der EDIS zugewíesen und kann nach Bestimmung nicht geändert
werden

a Der Standort wurde von den lokalen Behörden als idealer Standort für Batterien ausgewiesen

5. Weitere Vorgehensweise

Die VPI FlexKraft plant nach Vorlage eines positiven Bauvorbescheides eine Betreiberfirma am Standort zu
gründen, die für die Verantwortung für die Planung und UmseEung des Projektes übertragen bekommt und
lokal Gewerbesteuer zahlt.

VPI FlexKraÍt GmþH, Kurforstendamm 1 36, 1071 1 Borlin
Amtsgericht Hamburg I HRB 187451 | Geschäfrsftihrer: Dr. Theodor Borschs, Jonathan Briggs, Marlin Popp
E; tborsche@vpi-i.com I Ti +47 4747 2512

a

)
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Ministerium für Wirtschaft, lnfrastruktur, Tourismus und Arbeit Mecklenburg-Vorpommern,
emailvom 13.09.2024

Kur¿übersicht: Planungsrecht für Batteriespeichersysteme
(sog. Privilegierte Vorhaben nach $ 35 BaUGB im Außenbereich)

$ 35 Abs. I bis 3 BauGB:

(1) lm Außenbereich ist ein Vorhaben nur zulässig, wenn öffentliche Belange nicht
entgegenstehen, die ausreichende Erschließung gesichert ist und wenn es einen der
Privileg ierungstatbestände erfüllt.

(2) Sonstige Vorhaben können im Einzelfall zugelassen werden, wenn ihre Ausführung oder
Benutzung öffentliche Belange nicht beeinträchtigt und die Erschließung gesichert ist.

(3) Eine Beeinträchtiouno öffentlicher Belange liegt insbesondere vor, wenn das Vorhaben
t...1

1 . den Darstellungen des Flächennutzungsplans widerspricht, [...]

3. schädliche Umwelteinwirkungen hervorrufen kann oder ihnen ausgesetzt wird,

5. Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege, des Bodenschutzes, des
Denkmalschutzes oder die natürliche Eigenart der Landschaft und ihren Erholungswert
beeinträchtigt oder das Orts- und Landschaftsbild verunstaltet, [...]

Die privilegierten Vorhaben sind in g 35 Abs. 1 BaUGB abschließend aufqezählt.

Nach $ 35 Abs. 1 Nr. 3 BaUGB ist ein Vorhaben im Außenbereich zulässig, wenn es der
öffentlichen Versorgung mit Elektrizität dient.

Vorhaben der öffentlichen Versorgung mit Elektrizität beziehen sich auf die Erzeugung von
Elektrizität und deren Transport.

. Der Bereich der Erzeugung beinhaltet alle Anlagen zur Primärenergieezeugung.

. Der Transport umfasst v.a. Überlandleitungen und Hochspannungsmasten,
Umspannwerke und -stationen sowie Schalt- und Regelanlagen.

Und die Speicherung von Elektrizität?

Für Wasserstoffspeicher neue Regelung in $ 249a BauGB, daraus folgt wohl im
Umkehrschluss: Speicher an sich sind nicht im Außenbereich privilegiert, benötigen
also einen Bebauungsplan.

ABER! - Argument 1:

Speicher selbst fällt als Anlage der Energieezeugung unter $ 35 Abs. 1 Nr. 3 BauGB, denn:
Funktion eínes Speichers ist, eingespeiste elektrische Energie zu verbrauchen und zu einem
anderen Zeitpunkt wieder abzugeben.

. lm Hinblick auf die Abgabe der Energie, bspw. in ein Netz, verhält sich ein Speicher
nicht anders als eine Primärerzeugungsanlage, die ohne vorherige Zwischenhaltung
elektrische Energie eínspeist.
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' Zu beachten ist, dass in $ 35 Abs. 1 Nr.3 BauGB nicht Energieerzeugungs- und
Transportanlagen an sich privilegiert genannt sind, sondern beide Anlagen mit Blick
auf ihre Funktion für die ,,öffentliche Versorgung".

ABER! - Argument 2:

Bei einer,,mitgezogenen Privilegierung" handelt es sich um ein Vorhaben, dass eng mit
einem privilegierten Vorhaben im Sinne des $ 35 Abs. 1 BauGB zusammenhängt und somit
von dessen Privilegierung erfasst ist, selbst allerdings keine Privilegierung ,,fruchtbar"
machen kann.

Voraussetzung: das,,mitgezogene" Vorhaben - hier also der Batteriespeicher- ordnet sich
räumlich und funktional der privilegierten Anlage unter und ,,dient" dieser im Rechtssinne.

Das ,,Dienen" setzt (in Anlehnung an Rspr. des BVerwG bzgl. landwirfschaftlicher Betriebe)
voraus, dass ein mitzuziehendes Vorhaben ,,für den Betrieb zwar nicht notwendig oder
unentbehrlich, aber mehr als bloß förderlich ist und durch die Zuordnung zu dem konkreten
Betrieb auch äußerlich geprägt wird'.

,,. .. wenn es sich im Verhältnis zum landwirtschaftlichen Betrieb um eine bodenrechtliche
Nebensache handelt, zwischen dem Betríeb und der hinzugenommenen Betätigung ein mehr
als nur entfernter Zusammenhang besteht und das Erscheinungsbild des im Außenbereich
gelegenen Betriebes nicht wesentlich verändert wird."

Ergänzend: Kriterium der,,Ortsgebundenheit" nach BVenruG für Privilegierung gemäß $ 35
Abs. 1Nr.3BauGB.

Dienende Vorhaben sind nur dann nach $ 35 Abs. 1 Nr. 3 BauGB privilegiert, wenn sie zu
dem vorgesehenen Standort eine der Ortsgebundenheit gewerblicher Betriebe
vergleichbare - wenn auch diesen gegenüber abgeschwächte - Beziehung haben (BVentvG,
Urteil vom 16.06.1994 - 4 C 20/93 -)
Ein Gewerbe soll nur dann oÉsgebunden sein, wenn es nach seinem Gegenstand und
seinem Wesen ausschließlich an der fraglichen Stelle betrieben werden könne. Hierfür
genüge es nicht, dass sich der Standort aus Gründen der Rentabilität anbietet oder gar
aufdrängt. Erforderlich sei vielmehr, dass der Betrieb auf die geographische oder die
geologische Eigenart der Stelle angewiesen ist, weil er an einem anderen Ort seinen
Zweck verfehlen würde.

Entsprechendes gelte, so BVenruG weiter, allenfalls graduell abgeschwächt, für die
öffentliche Energieversorgung.

Auch Anlagen dieser Art hätten an der Privilegierung nur dann teil, wenn sie einen
spezifischen Standortbezug aufweisen. Dieser sei bei den Energieanlagen der öffentlichen
Versorgung vor allem insoweit gegeben, als sie leitungsgebunden sind; denn insoweit
könnte ohne Berührung des Außenbereichs die den Versorgungsunternehmen obliegende
umfassende Versorg ungsaufga be n icht erfü I lt werde n.

An einer solchen spezifischen Gebundenheit fehle es, wenn der Standort im Vergleich mit
anderen Stellen zwar Lagevorteile bietet, das Vorhaben aber nicht damit steht oder fällt, ob
es hier und so und nirgend woanders ausgeführt werden kann.
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